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bezahlen, ohne sich dadurch in seiner Lebenshaltung unerträglich einschränken
zu müssen.

Aus diesen Gründen wird erkannt:
1. Der Entscheid des Regierungsstatthalters von B. vom 23. Dezember 1942

wird bestätigt.
2. Die Kosten des oberinstanzlichen Verfahrens werden festgesetzt auf

Fr. 20.50 (inkl. Stempelgebühr) und H. zur Bezahlung auferlegt.
(Entscheid des Regierungsrates des Kts. Bern vom 5. Februar 1943.)

D. Verschiedenes.

Armen- und Niederlassungswesen. Ehemalige Insassen von Heil- und Pflegeanstalten,
die aus der Behandlung entlassen und arbeitsfähig sind und, sei es auch durch

Vermittlung der Anstaltsfürsorgerin, in eine Stelle treten, erwerben am Arbeitsort
Wohnsitz.

Personen, die von der Anstaltsleitung in Familien verkostgeldet werden,
sind nach § 109, Abs. 2 ANG vom Erwerb des polizeilichen Wohnsitzes in der
Gemeinde des Kostgebers ausgeschlossen. Ferner brauchen Pfleglinge, die von
der Anstalt in Anwendung der Verordnung über die Versorgung von Insassen
der staatlichen Heil- und Pflegeanstalten in Pflegefamilien vom 18. Mai 1937 in
Familienpflege untergebracht und dort nach § 10 der Verordnung zur Arbeit
angehalten werden, die jedoch nach § 7 der Verordnung unter ärztlicher Kontrolle
bleiben und nach § 6 durch die Anstaltsleitung unter gewissen Voraussetzungen
in die Anstalt zurückversetzt werden können, für ihren Aufenthalt in der
Pflegefamilie nach § 110 ANG nicht in das Wohnsitzregister eingetragen zu werden.
Personen dagegen, die aus der Behandlung entlassen und arbeitsfähig sind und, sei
es auch durch Vermittlung der Anstaltsfürsorgerin, in eine Stelle treten, erwerben
am Arbeitsorte Wohnsitz. Das Gesetz gibt keine Handhabe, um auch für solche
Personen eine Ausnahme von der Regel zuzulassen; es scheint hierfür übrigens
auch kein Bedürfnis vorzuliegen.

(Ansichtsäußerung der Gemeindedirektion des Kantons Bern vom 24.
September 1942; Mtschr. XLII, Nr. 9.)
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